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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
die Folgen von Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine bestimmen 
durch die gestiegenen Preise für Energie und Lebensmittel weiterhin 
das Leben vieler Menschen hierzulande. Um den Sorgen der Men-
schen mit kleinen Haushaltseinkommen und insbesondere in kleine-
ren und mittelständischen Wirtschaftsbetrieben entgegenzutreten 
spannt die SPD-geführte Bundesregierung von Bundeskanzler Olaf 
Scholz nun einen 200 Milliarden schweren „Abwehrschirm“ auf. Dies 
ist eine Maßnahme von historischer Größe. Neben der Strompreis-
bremse kommt die Gaspreisbremse! Damit - und mit weiteren ener-
giepolitischen Sicherungsmaßnahmen - wird der Grundstein für eine 
bezahlbare Energieversorgung im Winter gelegt. 
 
Wir Sozialdemokrat:innen können uns in dieser Woche über einen 
großen politischen Erfolg freuen, den wir in der Ampelkoalition umset-
zen konnten: 
Ab diesen Samstag gilt bundesweit der neue Mindestlohn von 12 €. 
Dies war unser zentrales Wahlkampfversrprechen und dafür haben 
wir lange gekämpft. Insbesondere Arbeitnehmer:innen im Niedriglohn-
sektor erhalten durch ihn eine deutliche Verbesserung in ihrer Ge-
haltssituation. 
 
Ein weiterer sozial- und wohnungspolitischer Fortschritt in dieser Wo-
che war die größte Wohngeld-Reform seit 57 Jahren. Sie trägt eine 
starke sozialdemokratische Handschrift, denn durch sie soll Men-
schen mit niedrigen Einkommen gezielt geholfen werden. 
 
Abschließend wünsche ich allen ein erholsames Wochenende und ei-
nen guten Tag der Deutschen Einheit. Dieser wird von Bund und Län-
dern in diesem Jahr in Erfurt begangen.Vielleicht überlegen sich Inte-
ressierte aus Unterfranken einen Besuch beim dortigen Bürgerfest? 
Angesichts der aktuellen Lage in Europa können wir jedenfalls froh 
und dankbar sein, dass unser Land vor 32 Jahren friedlich wiederver-
eint werden konnte. 
 
Ihre 
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Bovenschulte gab es einen Austausch über gesundheits-
politische Themen. Im Fokus standen dabei die  
Belastungen der Krankenhäuser durch die Energiekrise.  

Am vergangenen Freitag durfte ich nach mehr als 
zwei Jahren Corona-Pause endlich wieder eine  
Schüler:innen-Gruppe bei mir in Berlin begrüßen.  
75 Schüler:innen und Lehrkräfte aus dem Friedrich-
Rückert-Gymnasium in Ebern nutzten ihren Besuch in 
Berlin auch für einen Abstecher in den Bundestag. Wir  
hatten eine lebhafte und engagierte Diskussion über 
gesundheitspolitische Themen und Fragestellungen. 
Die Stunde war leider viel zu schnell vorüber. 

Bilder 
der Woche 
 

Foto: Michael Frank/Büro Dittmar 

Zitat 
der Woche 

 

 

 

Lage der Fraktion
- der Podcast 
Die SPD-Frakt ion g ibt es auch zum Hören. Die 
„Lage der Frakt ion“ ist  die sozialdemokrat ische 
Gesprächsrunde zur Bundespoli t ik :  Was haben 
wir vor? Was bringen wir voran? Und wo hakt 
es viel leicht auch noch? In meinem Newsletter 
stel le ich Ihnen die jeweils neueste Folge vor.  
 
 

 

Wer reinhören will: Zum Podcast geht es hier oder mit 
einem Klick aufs Bild! 

Fotos: Büro Dittmar/Markus Giesecke 

Am Montag hatte mich 
der Bremer Senat in die 
Landesvertretung einge-
laden. Gemeinsam mit 
den Senator:innen und 
Bürgermeister Andreas 

Foto: Landesvertretung Bremen 
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Wirtschaft und Energie 

Gaspreibremse kommt! 
 
Die Ankündigung der Gaspreisbremse in 
dieser Woche ist ein vertrauensbildendes 
Signal an Einkommensschwache und 
Klein- und Mittelbetriebe 
 
Die SPD-geführte Bundesregierung von Bun-
deskanzler Olaf Scholz spannt angesichts der 
steigenden Energiepreise einen 200 Milliar-
den schweren „Abwehrschirm“, mit dem die 
Menschen und Unternehmen in Deutschland 
sicher durch den Winter kommen sollen. Ne-
ben der Strompreisbremse kommt die Gas-
preisbremse. 
 
„Die Preise müssen runter“, sagte Bundes-
kanzler Olaf Scholz am Donnerstag. Dafür 
werde die Bundesregierung alles tun. Es 
gehe darum, dass Rentnerinnen und Rent-
ner, Familien, Handwerksbetriebe und Indust-
rie die Preise bezahlen könnten. Die nun vor-
gestellten Pläne versetzten die Regierung in 
die Lage, auf die vorgesehene Gasumlage zu 
verzichten. Die Umsatzsteuer auf Gasliefe-
rungen soll dennoch wie geplant von 19 auf 
sieben Prozent gesenkt werden. Die Unter-
nehmen sind dazu angehalten, die Steuer-
senkung in vollem Umfang an die Verbrau-
cher:innen weiterzugeben. Es geht nun da-
rum, zügig und für alle schnell feststellbar, die 
Preise für die Energie zu senken. 
 
Der Kanzler stellte klar, dass Russland seine 
Energielieferungen als Waffe einsetze. Spä-
testens seit den Beschädigungen an den 
Pipelines in der Ostsee könne man daher sa-
gen, dass auf absehbare Zeit kein Gas mehr 
aus Russland nicht mehr geliefert werde. 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Ent-
scheidung der Bundesregierung, eine 
Bremse beim Wärmemarkt und insbesondere 
beim Gasmarkt auf den Weg zu bringen. 200 

Milliarden Euro und drei Entlastungspakete 
im Wert von 100 Milliarden Euro sind auf den 
Weg gebracht worden. Daran sieht man, dass 
wir die Sorgen der Verbraucher:innen  aber 
auch der Unternehmen aufzugreifen. Eine 
Kommission wird in kürzester Zeit konkrete 
Vorschläge zur Ausgestaltung der Gasum-
lage machen. 
 
Arbeit und Soziales 
 

12€ Mindestlohn  
 
Zum 1. Oktober steigt der Mindestlohn auf 
12 Euro. Damit lösen wir ein zentrales Ver-
sprechen unseres letzten Wahlkampfes 
ein. Von der Erhöhung profitieren über 
sechs Millionen hart arbeitende Menschen 
und vor allem Frauen.  
 
Von der eigenen Arbeit leben zu können, ist 
eine Frage der Gerechtigkeit und des Res-
pekts. Die SPD ist für eine soziale Politik an-
getreten, die konkret bei den Menschen an-
kommt.12 Euro Mindestlohn bedeutet im Ok-
tober 2022 eine unmittelbare Lohnerhöhung 
für Millionen Beschäftigte. Insbesondere wer-
den ein Drittel der beschäftigten Frauen profi-
tieren. Besonders Berufsgruppen mit geringer 
Tarifbindung, in denen oft weniger bezahlt 
wird erhalten nun eine deuliche Gehaltserhö-
hung. Dazu zählen beispielsweise Körper-
pflege, Floristik, Landwirtschaft, Gastrono-
mie, Reinigung und Einzelhandel. Der höhere 
Mindestlohn kommt vielen Beschäftigten in 
Branchen zugute, die in der Pandemie hohen 
arbeitseinsatz gebracht haben oder beson-
ders von Einschränkungen betroffen waren. 
Der gesetzliche Mindestlohn war und ist kein 
Eingriff in die Tarifautonomie. Der Mindest-
lohn war im Gegenteil notwendig geworden, 
weil sich immer mehr Arbeitgeber aus der Ta-
rifbindung und damit der Verantwortung für 
gute Löhne für gute Arbeit zurückgezogen ha-
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ben. Die Tarifbindung ist dramatisch gesun-
ken: von 74 Prozent in den 90er Jahren auf 
53 Prozent der Beschäftigten, die in einem ta-
rifgebundenen Betrieb arbeiten. In Ost-
deutschland liegt die Tarifbindung sogar nur 
bei 43 Prozent. Unser Einsatz für höhere 
Löhne, mehr Tarifbindung und Tariftreue geht 
daher unvermindert weiter. 
 
Wohnen und Soziales 
 

Mehr Wohngeld für mehr 
Berechtigte  
 
Mit der größten Wohngeld-Reform seit 57 
Jahren soll Menschen mit niedrigen Ein-
kommen gezielt geholfen werden 
 
Viele Menschen machen sich Sorgen, ob sie 
ihre hohen Wohnnebenkosten zahlen kön-
nen. Damit im Winter keiner in der kalten 
Wohnung sitzt, wird das Wohngeld verdop-
pelt – und der Kreis der Berechtigten verdrei-
facht. Künftig werden durch eine dauerhafte 
Heizkostenkomponente zudem die Energie-
kostensteigerungen aufgefangen. Erstmals 
wird außerdem eine Klimakomponente einge-
führt, die Klimaschutzmaßnahmen im Be-
stand und Neubau auf das Wohngeld anrech-
net. Das Kabinett hat den entsprechenden 
Gesetzesentwurf beschlossen - nun muss er 
noch vom Bundestag beraten und verab-
schiedet werden. 
 
Das Wohngeld hilft Menschen mit wenig Ein-
kommen, die Miete zu stemmen. Einfach und 
unbürokratisch. Wer Wohngeld beziehen 
möchte muss, anders als bei Transferleistun-
gen, nur wenige Informationen an das Wohn-
geldamt geben. 
 
Damit jede und jeder gut durch den Winter 
kommt, weitet die  Bundesregierung den 
Empfängerkreis drastisch aus. Künftig haben 

zwei Millionen Haushalte Anspruch auf 
Wohngeld – drei Mal so viele wie bisher. 
 
Wohnen ist ein Menschenrecht und muss be-
zahlbar bleiben. Künftig werden noch mehr 
Rentnerinnen und Rentner, Familien und Ge-
ringverdienende Wohngeld erhalten können. 
Wir bringen die Wohngeldreform umgehend 
auf den Weg. Ziel ist es, dass die Bürgerinnen 
und Bürger ab dem 1.1.2023 das neue Wohn-
geld Plus beantragen können. 
 
Energiepolitik 
 

Unkompliziert auf andere 
Brennstoffe umsteigen  
 
Auf Gas angewiesene Industrie-Unterneh-
men können unkompliziert auf andere 
Brennstoffe umsteigen: Die Genehmi-
gungsverfahren von Anlagen werden be-
schleunigt. 
 
Laut Bundesnetzagentur ist die Gasversor-
gung in Deutschland trotz massiv verringerter 
Lieferungen durch Russland stabil. Eine Ver-
schlechterung der Lage kann allerdings nicht 
ausgeschlossen werden. 
 
Damit Kraftwerke und Industrie, die auf Gas 
angewiesen sind, unkompliziert auf andere 
Brennstoffe umsteigen können, hat der Bun-
destag die Änderung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes beschlossen. Das Gesetz 
sieht vor, dass die für den Brennstoffwechsel 
notwendigen Genehmigungsverfahren von 
Anlagen beschleunigt werden. Die Zulassung 
für die Errichtung einer Anlage soll künftig be-
reits vor Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgen. 
 
Erstmals soll – sofern europarechtlich erlaubt 
– auch der vorläufige Betrieb einer Anlage 
möglich sein. Der Zeitraum zur Erhebung von 
Einwänden gegen eine Genehmigung wird 
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von zwei auf eine Woche verkürzt. Des Wei-
teren kann auf Antrag des Betreibers auch 
von den Regelungen zu Lärm und Luft abge-
wichen werden. Auch bereits begonnene Ge-
nehmigungsverfahren sollen rückwirkend von 
diesen Verfahrenserleichterungen profitieren. 
 
Arbeit und Soziales 
 

Kurzarbeitergeld 
 
Vereinfachter Zugang wird verlängert. 
Angesichts der unsicheren wirtschaftli-
chen Lage werden die Sonderregeln zur 
Kurzarbeit verlängert. Zudem werden Prä-
mien zum Inflationsausgleich von Abga-
ben befreit. 
 
Aufgrund des fortdauernden kriegsbedingten 
unsicheren wirtschaftlichen Lage wird dafür 
gesorgt, dass Arbeitnehmer:innen und Unter-
nehmen auch in den kommenden Monaten 
Planungssicherheit haben. Deshalb können 
auch nach dem 30. September 2022 Sonder-
regelungen zum Kurzarbeitergeld kurzfristig 
getroffen werden. Zuletzt hatte die Bundesre-
gierung Mitte September beschlossen, den 
vereinfachten Zugang zum Kurzarbeitergeld 
um drei Monate bis zum Ende dieses Jahres 
zu verlängern. Somit wird der Arbeitsmarkt 
gestützt und weiterhin Arbeitsplätze gesi-
chert. Das Kurzarbeitergeld hat sich als Mittel 
bewährt, um auf außergewöhnliche Lagen 
des Arbeitsmarktes flexibel und schnell rea-
gieren zu können. 
 
Zudem hat der Bundestag beschlossen, Infla-
tionsausgleichsprämien, die die Arbeitgeber 
an ihre Arbeitnehmer:innen auszahlen, von 
Abgaben zu befreien. Leistungen der Arbeit-
geber zum Ausgleich der Belastungen aus 
der Inflation werden bis zur Höhe von 3.000 
Euro steuerfrei gestellt. Diese Steuer- und 
Abgabenbefreiung gilt befristet bis zu 31. De-
zember 2024. 

Tag der Deutschen Einheit 
 

Festakt und Bürgerfest in 
Erfurt 
 
In diesem Jahr ist Thüringens Landes-
hauptstadt Erfurt Gastgeber des Tages 
der Deutschen Einheit. 

 
Erfurt war Schauplatz eines besonderen Mo-
ments in der deutsch-deutschen Geschichte: 
Als Willy Brandt beim ersten Besuch eines 
westdeutschen Bundeskanzlers in der DDR 
im „Erfurter Hof“ ans sprichwörtliche Fenster 
trat, war das für viele Menschen auf beiden 
Seiten der Grenze ein wichtiges Zeichen der 
Hoffnung. Am 3. Oktober können wir in Erfurt 
das Wunder der Friedlichen Revolution und 
die geglückte Wiedervereinigung feiern. Es 
liegt an uns, das Vermächtnis derer, die 1989 
mit sehr großem Mut in der DDR auf die 
Straße gingen, weiter mit Leben zu füllen und 
weiter gemeinsam daran zu arbeiten, zu einer 
echten Einheit zusammenzuwachsen. 
Alle Informationen zum Einheitstag sind hier 
zu finden: 
https://www.tag-der-deutschen-einheit.de/ 

 
 


